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            Bautzen, den 24. Juni 2016 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

die Zeiten rein nationalstaatlicher Politik sind vorbei. 

Diese Einsicht ist weder neu noch originell. Doch 

durch hunderttausende ankommende Flüchtlinge in 

Deutschland wird die Globalisierung für viele Men-

schen zum ersten Mal konkret und fast schon phy-

sisch erfahrbar. Natürlich sprachen auch vor vielen 

Jahren schon Politiker von „weltwirtschaftlichen 

Verwerfungen“, “europäischen Zusammenhängen“ 

und „Grenzen nationaler Politik. Das schien zwar 

plausibel, doch gleichzeitig abstrakt und ohne Be-

zug zur eigenen Lebenswelt. Jetzt aber scheint 

plötzlich die offenbar in vielen Köpfen noch existie-

rende „gute alte Bundesrepublik“ den globalen 

Flüchtlingsströmen hilflos ausgeliefert. Trotzig und 

emotional fordern viele nun nationale „Lösungen“, 

obwohl sie rational seit langem wissen müssten, 

dass es diese nicht mehr geben kann. Die mensch-

lichen Reaktionen auf das „Rendezvous mit der Glo-

balisierung“ (Wolfgang Schäuble) sind oft Verunsi-

cherung, Angst und Verneinung. 

Diese Emotionen der Bedrohung sind das Lebens-

elixier der Populisten. Im Raum diffuser Ängste sind 

sie stark. Umfrage- und Wahlerfolge populistischer 

Parteien sind in Europa allerdings keine Neuheit. In 

Deutschland sind der parteiförmige Populismus der 

Alternative für Deutschland (AfD), die Rechtspopu-

listen von Pegida auf der Straße und der hasser-

füllte Sound massenweiser Internetkommentare je-

doch vergleichsweise junge Phänomene. 

Die populistischen Parteien, die europaweit schon 

seit einiger Zeit im Aufwind sind, unterscheiden 

sich erheblich voneinander. Die Erfolgsbedingungen 

für ihr jeweiliges Erstarken ähneln sich jedoch. Gra-

vierende und ungelöste Fragen zur Eurozone, zur 

Zukunft der Europäischen Integration sowie Migrati-

onswellen brachten in vielen Ländern Europas po-

pulistische Parteien hervor. 

Die besondere Abstimmung diese Woche in Groß-

britanien wird für die nächste Zeit diese Themen 

präsent halten. Wir sind Zeugen einer Umbruchsi-

tuation. 

 

Herzliche Grüße 

 

 



I. Die politische Lage in Deutschland. Außenpolitische Situation. 

1. In der Außenpolitik heißt es Kurs halten. Die Teilnahme von Bundeswehrsoldaten am NATO-

Manöver in Polen war bisher gemeinsame Position in der Bundesregierung. Das muss auch in 

Zukunft so bleiben. Gerade wir Deutsche dürfen unsere Partner in Europa und in der NATO 

nicht irritieren. Es ist und bleibt Tatsache, dass Russland die Krim völkerrechtswidrig annek-

tiert hat und den Osten der Ukraine nach wie vor destabilisiert sowie auch das Minsker Ab-

kommen bislang kaum umsetzt. Die Bundesregierung hat einen ausbalancierten Ansatz, in-

dem sie sich intensiv um Fortschritte bei der Umsetzung des Minsker Abkommens bemüht. 

Beim politischen Prozess sind Fortschritte allerdings kaum zu beobachten. Daher haben die 

EU-Mitgliedstaaten einstimmig beschlossen, die Wirtschaftssanktionen gegen Russland um 

weitere sechs Monate zu verlängern. 

2. . Staatsanleihenkauf durch die Europäischen Zentralbank unter definierten Voraussetzungen 

verfassungskonform. 

Das Bundesverfassungsgericht hat heute den Grundsatzbeschluss der Europäischen Zentral-

bank zum Kauf von Staatsanleihen für rechtens erklärt. Die Europäische Zentralbank hat am 6. 

September 2012 mit dem OMT-Programm (Outright Monetary Transactions) ein Instrument 

beschlossen, mit dem das Europäische System der Zentralbanken in vorab unbeschränktem 

Ausmaß Ankäufe kurzfristiger Anleihen von Staaten im Euro-Währungsgebiet durchführen 

kann. Bisher wurde von diesem Instrument noch kein Gebrauch gemacht. 

Gemäß Bundesverfassungsgericht darf die Deutsche Bundesbank sich an der Durchführung 

des OMT-Programms unter den im vergangenen Jahr vom Europäischen Gerichtshof defi-

nierten Maßgaben beteiligen: Die Ankäufe dürfen nicht angekündigt werden, das Volumen 

der Ankäufe muss im Voraus begrenzt sein, es ist eine Mindestfrist zwischen Emission der 

Anleihe und ihrem Ankauf einzuhalten, es dürfen nur Anleihen von Mitgliedstaaten mit Zu-

gang zum Anleihemarkt erworben werden, die erworbenen Schuldtitel dürfen nur ausnahms-

weise bis zur Endfälligkeit gehalten werden. Sobald die Intervention nicht mehr erforderlich 

ist, sind die Ankäufe zu begrenzen oder einzustellen und erworbene Schuldtitel an den Markt 

zurückzuführen. 

Das Bundesverfassungsgericht hält fest, dass die im Rahmen der europäischen Integration 

bestehenden Rechte und Pflichten des Deutschen Bundestags einschließlich seiner haus-

haltspolitischen Gesamtverantwortung nicht beeinträchtigt werden. Das OMT-Programm der 

EZB enthält kein verfassungsrechtlich relevantes Risiko für das Budgetrecht des Deutschen 

Bundestags. 

3. Bei schwierigen Themen geht es voran. 

Mehrere wichtige Gesetzesvorhaben bringen wir in dieser Woche entscheidend voran Dazu 

gehört zum Beispiel die Erbschaftsteuerreform, bei der uns gegenüber dem Regierungsent-

wurf Weiterentwicklungen gelungen sind, die den Bestand vor allem mittelständischer Fami-

lienunternehmen weitergehend schützen und den Erhalt der vorhandenen Arbeitsplätze um-

fassender sicherstellen.  

Der Ausbau der Erneuerbaren Energien im Stromsektor ist so weit vorangeschritten, dass wir 

nun damit beginnen, das Fördersystem der zwanzigjährigen Festvergütungen schrittweise auf 



Ausschreibungen umzustellen. Das EEG 2016, das wir diese Woche in 1. Lesung beraten, 

markiert damit den Wendepunkt hin zu mehr Markt und Wettbewerb. Ein stürmischer Ausbau 

ohne schritthaltenden Netzausbau macht keinen Sinn. 

4. 25 Jahre deutsch-polnischer Nachbarschaftsvertrag. 

Nachdem in der letzten Sitzungswoche die SPD nicht imstande war, den mit uns bereits ab-

gestimmten Antrag  zum 25. Jahrestag des Vertrags über gute Nachbarschaft und freund-

schaftliche Zusammenarbeit zwischen Deutschland und Polen in den Deutschen Bundestag 

einzubringen, haben wir nun einen guten Antrag der Koalitionsfraktionen erarbeitet, in dem 

wir die deutsch-polnischen Beziehungen in ihrer ganzen Breite würdigen und zukunftsgerich-

tet weiter ausbauen  wollen. In dem Antrag beziehen wir uns erstmals auf die Charta der 

deutschen Heimatvertriebenen, in der ein großer Teil der deutschen Heimatvertriebenen be-

reits im Jahr 1950 auf Gewalt und Vergeltung verzichteten. Sie vertrauten schon damals auf 

eine europäische Zukunft und gingen so wichtige Schritte auf die Nachbarn zu. Ebenso unter-

streichen wir die wichtige Rolle der Kirchen bei der Aussöhnung zwischen Deutschen und 

Polen. 

II. Die Woche im Parlament 

1. 75. Jahrestag des Überfalls Deutschlands auf die Sowjetunion. Wir erinnern an das Leid und 

Unrecht, das aus dem Angriff des nationalsozialistischen Deutschen Reiches auf die Sowjet-

union entstanden ist. Am 22. Juni 1941begann unter dem Decknamen „Unternehmen Barba-

rossa“ der deutsche Überfall auf die Sowjetunion. Dieser Angriff war von Beginn an als Ver-

nichtungskrieg geplant worden. Millionen Bewohner der Sowjetunion, Soldaten wie Zivilisten, 

starben in der Folge. Neben den direkten Kampfhandlungen war insbesondere das absichtlich 

herbeigeführte Verhungern die Ursache für das Massensterben. Wir gedenken den auf beiden 

Seiten gefallenen Soldaten und verneigen uns vor den Opfern des deutschen Angriffs. 

2. Gutachten zu Forschung, Innovation und technologischer Leistungsfähigkeit Deutschlands 2016. 

Das von einer Gruppe unabhängiger Wissenschaftler der Expertenkommission Forschung und 

Innovation erstellte Gutachten beschreibt aktuelle Herausforderungen und Entwicklungen im 

Bereich von Forschung, Innovation und technologischer Leistungsfähigkeit. Kernthemen des 

diesjährigen Berichts sind der Beitrag kleiner und mittlerer Unternehmen zu Forschung und 

Innovation, der Wandel der Robotik, Geschäftsmodelle der digitalen Wirtschaft und E-Govern-

ment. 

3. Bundesbericht Forschung und Innovation 2016. Der „Bundesbericht Forschung und Innovation 

2016“ stellt als Antwort auf das Jahresgutachten der Expertenkommission Forschung und In-

novation alle zwei Jahre Prioritäten, Ziele und Strukturen der deutschen Forschungs- und Inno-

vationspolitik dar. Er belegt für den Untersuchungszeitraum des Jahres 2014, dass sich die 

Leistungsfähigkeit der Forschung und Entwicklung in unserem Land erneut gesteigert und ver-

bessert hat. Erstmals waren hierzulande mehr als 600.000 Menschen in diesem Sektor tätig. 

Im Forschungs- und Entwicklungsbereich wurden deutschlandweit mehr als 84 Milliarden 

Euro ausgegeben, womit der Anteil der Forschungs- und Entwicklungsausgaben am Bruttoin-

landprodukt bei 2,88  Prozent lag – und beinahe den angestrebten Zielwert von 3 Prozent er-

reicht hat. Ohne Frage zahlt sich die langfristige Schwerpunktsetzung der Union in diesem 

zentralen Handlungsbereich aus. Seit dem Jahr 2005 und mit Beginn einer unionsgeführten 



Bundesregierung hat sich die Wettbewerbsfähigkeit unseres Landes deutlich verbessert. Das 

liegt vor allem an einem wiedererwachten deutschen Unternehmergeist, an einer Lust an der 

Entwicklung neuer Ideen – was wir nach Kräften und mit einer politischen Entscheidung für 

eine gezielte Förderung unterstützt und beflügelt haben. 

4. Mikroelektronik aus Deutschland – Innovationstreiber der Digitalisierung. Rahmenprogramm der 

Bundesregierung für Forschung und Innovation 2016 bis 2020. Das Rahmenprogramm „Mikro-

elektronik aus Deutschland – Innovationstreiber der Digitalisierung" unterstützt insbesondere 

die Entwicklung von Industrie 4.0, von Elektromobilität und automatisiertem Fahren, einer 

nachhaltigen und effizienten Energieversorgung sowie intelligenter Medizintechnik. Das vom 

BMBF verantwortete Fördervolumen bis 2020 beträgt 400 Millionen Euro.  

5. Gesetz zur Einführung von Ausschreibungen für Strom aus erneuerbaren Energien und zu weite-

ren Änderungen des Rechts der erneuerbaren Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG 

2016). In erster Lesung diskutieren wir das Gesetz, das das Fördersystem für erneuerbare 

Energien schrittweise auf Ausschreibungen umstellen und somit marktwirtschaftlicher machen 

soll. Durch die Einführung eines wettbewerblichen Systems integrieren wir die erneuerbaren 

Energien dabei besser in den Markt und senken die Kosten für deren Ausbau, die seit Jahren 

eine erhebliche, steigende Last für die Stromkunden darstellen. Anlagen unter 750 Kilowatt 

bleiben von der Umstellung ausgenommen, ebenso Biomasseanlagen unter 150 Kilowatt so-

wie Wasserkraft und Geothermie. An dem im Koalitionsvertrag vereinbarten Anteil von 40 bis 

45 Prozent erneuerbarer Energien am Bruttostromverbrauch im Jahr 2025 halten wir fest. Ein 

jährlich festgelegter, nach Technologien differenzierter Zubau soll dabei helfen, dieses Ziel zu 

erreichen. Gleichzeitig bremsen wir den übermäßigen Ausbau von Windenergie an Land 

durch Verschärfung des sogenannten atmenden Deckels. 

6. Versöhnung, Partnerschaft, Zusammenarbeit – 25 Jahre deutsch-polnischer Vertrag über gute 

Nachbarschaft und freundschaftliche Zusammenarbeit. Unser Antrag würdigt den 25. Jahres-

tag des Vertrags über gute Nachbarschaft und freundschaftliche Zusammenarbeit zwischen 

Deutschland und Polen vom 17. Juni 1991. Dieser Nachbarschaftsvertrag stellt gemeinsam 

mit dem am 14. November 1990 geschlossenen Vertrag zwischen der Bundesrepublik 

Deutschland und der Republik Polen über die Bestätigung der zwischen ihnen bestehenden 

Grenze eine historische Zäsur dar, welche die bereits in den Jahrzehnten zuvor begonnene 

Aussöhnung und Normalisierung zwischen der Bundesrepublik und Polen auf eine feste 

Grundlage stellte. Wir würdigen in diesem Antrag erstmals ausdrücklich die Bedeutung, die 

der „Charta der deutschen Heimatvertriebenen“ aus dem Jahr 1950 für die Aussöhnung mit 

Polen zukommt. Dass die Heimatvertriebenen das Schaffen eines geeinten Europas als Ant-

wort auf die Schrecken des Zweiten Weltkriegs setzten und auf Vergeltung für ihre Vertrei-

bung verzichteten, bewerten wir als einen wichtigen deutschen Beitrag zur Versöhnung der 

europäischen Völker. 

7. Gesetz zur Neuregelung des Kulturgutschutzrechts. Wir beschließen den Gesetzentwurf zur 

Novellierung des Kulturgutschutzes in zweiter und dritter Lesung, der die Richtlinie 

2014/60/EU umsetzt. Das neugeregelte Kulturgüterschutzgesetz schafft einheitliche und ko-

härente Regeln, die den Kulturgutschutz in Deutschland maßgeblich stärken werden. Es um-

fasst verbesserte Einfuhr- und Ausfuhrbestimmungen, um nationales Kulturgut besser vor Ab-

wanderung ins Ausland zu schützen, um unrechtmäßig verbrachtes nationales Kulturgut zu-

rückzuerhalten und um unrechtmäßig nach Deutschland verbrachtes Kulturgut anderer Staa-



ten zurückzugeben. Im parlamentarischen Prozess haben wir darüber hinaus in weiteren Rege-

lungen für eine ausgewogene Lösung zwischen den Interessen des Kunsthandels und der Be-

wahrung des nationalen kulturellen Erbes gesorgt. 

8. Bericht der Bundesregierung zur Ernährungspolitik, Lebensmittel- und Produktsicherheit – Ge-

sunde Ernährung, sichere Produkte (Ernährungspolitischer Bericht 2016). Der Ernährungspoliti-

sche Bericht stellt Grundlagen, Ziele und Maßnahmen der Bundesregierung im Bereich der 

Ernährungspolitik und des gesundheitlichen Verbraucherschutzes im Zeitraum von 2013 bis 

2017 dar. Zur bisherigen Bilanz der Bundesregierung in dieser Legislaturperiode gehören un-

ter anderem die Verbesserung der Allergenkennzeichnung bei Lebensmitteln, die Reform des 

Deutschen Lebensmittelbuchs und der Deutschen Lebensmittelbuchkommission, die Verbes-

serung von Prävention und Nichtraucherschutz bei Tabakprodukten und Maßnahmen zur Re-

duzierung des Antibiotikaeinsatzes in der Nutztierhaltung auf das absolut notwendige Maß. 

9. Neuntes Gesetz zur Änderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch – Rechtsvereinfachung. In 

zweiter und dritter Lesung setzen wir insbesondere Vorschläge zur Vereinfachung des Leis-

tungs- und Verfahrensrechts des SGB II um, die eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe erarbeitet 

hat. Gegenstand sind Einkommensanrechnung, Bewilligung der Wohnkosten oder der Regel-

bewilligungszeitraum. Darüber hinaus enthält der Gesetzentwurf die Entschärfung  der Schnitt-

stelle zwischen der Ausbildungsförderung nach dem BAföG und dem SGB II und eine Stär-

kung des Beratungsanspruchs der SGB-II-Leistungsempfänger. Besonders wichtig ist uns wei-

terhin, dass Integrationsbetriebe für weitere Gruppen behinderter oder von Behinderung be-

drohter Menschen geöffnet, Sozialpartner in den Beiräten der Jobcenter gestärkt und eine 

langfristig angelegte Förderung für schwer erreichbare junge Menschen als neues Basisinstru-

ment aufgenommen werden. 

10. Viertes Gesetz zur Änderung arzneimittelrechtlicher und anderer Vorschriften. Wir beschließen 

in zweiter und dritter Lesung eine Überführung europarechtlicher Vorgaben für klinische Prü-

fungen in deutsches Recht. Europäisches Parlament und Rat geben strenge Voraussetzungen 

vor, insbesondere was das  Risiko und die Belastung von Probanden angeht. Sie sollen mini-

mal ausfallen. Wir stellen darüber hinaus sicher, dass dem Schutz des Lebens mehr Rechnung 

getragen wird. Die gruppennützige Forschung mit geistig behinderten Kindern, mit Erwachse-

nen, die bereits als Kind wegen einer geistigen Behinderung einwilligungsunfähig waren, und 

mit nicht einwilligungsfähigen Erwachsenen bleibt hierzulande grundsätzlich verboten. Der 

Frage, ob gruppennützige klinische Prüfungen mit nicht einwilligungsfähigen Erwachsenen 

dann gestattet sein sollen, wenn der Betreffende mit einer entsprechenden Verfügung im ein-

willigungsfähigen Zustand schriftlich dem zugestimmt hat, wird in der Abstimmung eine wich-

tige Rolle zukommen. Darüber hinaus verbessern wir unter anderem die Nachverfolgung von 

Nebenwirkungsmeldungen und die Informationslage bei Liefer- und Versorgungsengpässen 

von Impfstoffen. Auch regeln wir, wie im Koalitionsvertrag vereinbart, dass eine Abgabe von 

verschreibungspflichtigen Arzneimitteln grundsätzlich nur erfolgen darf, wenn die Verschrei-

bung nach einem direkten Arzt-Patienten-Kontakt ausgestellt wurde. 

11. Gesetz zum besseren Informationsaustausch bei der Bekämpfung des internationalen Terroris-

mus. Wir legen zunächst in erster Lesung, dann in zweiter und dritter Lesung die rechtliche 

Grundlage dafür fest, dass das Bundesamt für Verfassungsschutz gemeinsame Dateien mit 

wichtigen ausländischen Nachrichtendiensten einrichten und betreiben kann. Über diesen 

Austausch sollen etwa Reisebewegungen von Dschihadisten besser erkannt und gewalttätige 



Bestrebungen nach der Rückkehr aus Kampfgebieten besser erkannt und erfasst werden. Be-

sonders gefährliche Netzwerke, die grenzübergreifend arbeiten, werden wir auf diese Weise 

noch effizienter als bisher bekämpfen können. Darüber hinaus ergänzen wir die Möglichkeiten 

der Bundespolizei, zur Gefahrenabwehr verdeckte Ermittler einzusetzen. Diese sollen einen 

besseren Zugang in die oftmals sehr abgeschotteten Strukturen der hoch konspirativ arbeiten-

den Schleuserorganisationen ermöglichen. Ebenfalls verpflichten wir die Erbringer von Tele-

kommunikationsdiensten, die Identität von Prepaid-Kunden anhand geeigneter Identitätsdoku-

mente zu überprüfen und erweitern die Möglichkeiten der Überwachung gefährlicher Straftä-

ter nach der Haftentlassung. Selbstredend ist eine Voraussetzung für diese Zusammenarbeit 

eine Gewährleistung notwendiger Standards, wie etwa ein angemessenes Datenschutzniveau 

und die Einhaltung rechtsstaatlicher Prinzipien. 

12. Gesetz zur Digitalisierung der Energiewende. Mit dem Gesetzentwurf, den wir in zweiter und 

dritter Lesung beschließen, regeln wir den schrittweisen verpflichtenden Einbau von intelligen-

ten Stromzählern – sogenannten Smart Metern – die einen wichtigen Baustein für intelligente 

Stromsysteme und damit einen effizienteren Ressourceneinsatz darstellen. Ab 2017 erfolgt die 

Verpflichtung für alle Verbraucher ab einem Jahresstromverbrauch von 10.000 Kilowattstun-

den. Erst ab 2020 können Messstellenbetreiber auch kleinere Haushalte unter Einhaltung sin-

kender Preisobergrenzen einbeziehen, sofern dies technisch möglich und wirtschaftlich ver-

tretbar ist. Gleichzeitig stellen wir sicher, dass durch technische und regulative Voraussetzun-

gen jederzeit ein hohes Datenschutzniveau gewährleistet wird. Der intelligente Stromzähler 

kann bei Privatkunden einmal im Jahr den Zählerstand an den Stromanbieter elektronisch 

übermitteln, das Ablesen durch den Stromkunden entfällt also. 

13. Gesetz zur steuerlichen Förderung von Elektromobilität im Straßenverkehr. In erster Lesung dis-

kutieren wir steuerliche Verbesserungen im Bereich der Einkommen- und Kraftfahrzeugsteuer, 

die das Maßnahmenbündel der Bundesregierung zur Förderung der Elektromobilität ergänzen. 

Vom Arbeitgeber gewährte Vorteile für das elektrische Aufladen eines privaten Elektro- oder 

Hybridfahrzeugs des Arbeitnehmers im Betrieb sowie die genehmigte private Nutzung betrieb-

licher Ladevorrichtungen befreien wir von der Steuer, während der Arbeitgeber diese pauschal 

mit 25 Prozent Lohnsteuer versteuern kann. Die Maßnahmen sind von Anfang 2017 bis Ende 

2020 befristet. Die bisherige Steuerbefreiung bei der Kraftfahrzeugsteuer für Elektrofahrzeuge 

verlängern wir rückwirkend zum 1. Januar 2016 von fünf auf zehn Jahre und weiten diese auf 

genehmigte Umrüstungen zu reinen Elektrofahrzeugen aus.  

14. Fortsetzung der deutschen Beteiligung an der internationalen Sicherheitspräsenz in Kosovo 

(KFOR). Wir unterstützen den Antrag der Bundesregierung auf eine Fortsetzung der deutschen 

Beteiligung an der internationalen Sicherheitspräsenz im Kosovo (KFOR). Der 1999 begonnene 

Einsatz hat zu einer zunehmenden Befriedung der Lage in der unruhigen Region geführt. Aller-

dings bleibt ein Eskalationspotenzial insbesondere im kosovo-serbisch dominierten Norden 

des Kosovo bestehen. In Anbetracht der stabilen Lage soll die Personalobergrenze dabei je-

doch von 1.850 auf 1.350 einsetzbare Soldaten abgesenkt werden. Wir stimmen über den 

Antrag in namentlicher Abstimmung ab. 

15. Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte an der „United Nations Interim 

Force in Lebanon“ (UNIFIL). Die Mission UNIFIL ist für die Stabilität im Nahen Osten von großer 

Bedeutung, während die Region durch den Syrien-Konflikt und die IS-Terrormilizen zusätzlich 

destabilisiert wird. Unser Einsatz gilt dem Fähigkeitsaufbau der libanesischen Marine, um 

diese in die Lage zu versetzen, die eigene Seegrenze zu überwachen und zu schützen. Daher 



unterstützen wir den Antrag der Bundesregierung, die Beteiligung deutscher Soldaten zu ver-

längern.  

16. Den europäischen Binnenmarkt weiter vertiefen – Bewährte Standards erhalten. Wir verdeutli-

chen die Position des Deutschen Bundestags zur EU-Binnenmarktstrategie, zu der die EU-

Kommission im Oktober 2015 einen Umsetzungsfahrplan vorgelegt hat. Der Binnenmarkt hat 

in der Vergangenheit wesentlich zu Wachstum und Wohlstand in der EU beigetragen. Um 

dies zu erhalten und weiter zu steigern, bedarf es einer stetigen Weiterentwicklung – insbe-

sondere für die digitale Wirtschaft, Industrie und kleine und mittlere Unternehmen. Wir stärken 

die Bundesregierung für die kommenden Verhandlungen zur Binnenmarktstrategie im Europä-

ischen Rat und fordern diese auf, sich für die im Antrag formulierten Forderungen einzusetzen. 

17. Gesetz zur Änderung des Standortauswahlgesetzes. Wir beschließen in zweiter und dritter Le-

sung eine Änderung des Standortauswahlgesetzes, die wir in breitem politischem Konsens 

aller Fraktionen vorbereitet haben. Diese Änderung ermöglicht die Einrichtung eines „Nationa-

len Begleitgremiums“, das als wichtiges Instrument der Öffentlichkeitsarbeit und Bürgerbeteili-

gung bei der Ermittlung eines Standorts für die Endlagerung radioaktiver Abfallprodukte wirken 

soll. Ihm kommt ebenfalls die Aufgabe einer Schlichtung zwischen den bei der Suche eines 

geeigneten Standortes für die Endlagerung beteiligten Stellen zu. 

18. Sozialen Basisschutz in Entwicklungsländern schaffen. Funktionierende soziale Sicherungssys-

teme fördern Wachstum, politische Stabilität und wirtschaftliche Teilhabe. Ein fehlender Zu-

gang zu sozialer Sicherung stellt dabei vor allem in Entwicklungsländern ein Hemmnis für die 

wirtschaftliche Fortentwicklung dar. Wir unterstützen das von Internationaler Arbeitsorganisa-

tion und Weltgesundheitsorganisation aufgestellte Grundkonzept, das vier Elemente sozialer 

Sicherung als Basisschutz hervorhebt: gesundheitliche Grundversorgung für alle, Einkom-

menssicherheit für Eltern zur Vermeidung von Kinderarbeit, Absicherung bei Arbeitslosigkeit 

und Geringverdienst sowie Altersarmut. Gleichzeitig weisen wir darauf hin, dass Sozialtransfer-

systeme immer auch an die Leistungsfähigkeit der jeweiligen Gesellschaften angepasst sein 

müssen.  

19. Gesetz zu dem Übereinkommen vom 19. Februar 2013 über ein Einheitliches Patentgericht. In 

erster Lesung schaffen wir die Voraussetzungen für ein Einheitliches Patentgericht, an dem 

sich 25 EU-Mitgliedsstaaten beteiligen. Zusammen mit dem EU-Einheitspatent bildet das Ein-

heitliche Patentgericht als erstes grenzüberschreitend zuständiges Zivilgericht den neuen 

Rechtsrahmen für einen einheitlichen europäischen Patentschutz. Dies gewährleistet einen flä-

chendeckenden Patentschutz in Europa, der für die Anmelder kostengünstig zu erlangen und 

effizient durchsetzbar ist. Das Gericht wird mit unmittelbarer Wirkung über europäische Pa-

tentstreitigkeiten in den teilnehmenden Mitgliedstaaten entscheiden und soll seine Arbeit An-

fang 2017 aufnehmen.  

20. Gesetz zur Anpassung patentrechtlicher Vorschriften auf Grund der europäischen Patentreform. 

Wir passen darüber hinaus in erster Lesung die im deutschen Recht notwendigen Regelungen 

an, die sich aus der Schaffung des Einheitlichen Patentgerichts und der Einführung des EU-

Einheitspatents als neuem supranationalem Schutztitel ergeben. Gerade die deutsche Indust-

rie, auf die rund 40 Prozent der vom Europäischen Patentamt an europäische Anmelder erteil-

ten Patente entfallen, wird von den unter dem Strich erheblichen geringeren Kosten profitie-

ren. 



21. Gesetz zur Änderung berg-, umweltschadens- und wasserrechtlicher Vorschriften zur Umset-

zung der Richtlinie 2013/30/EU über die Sicherheit von Offshore-Erdöl- und Erdgasaktivitäten. 

Wir nehmen die Umsetzung der EU-Richtlinie zu Offshore-Erdöl- und –Erdgasaktivitäten in 

deutsches Recht in zweiter und dritter Lesung vor. Wesentliche Bestandteile der Richtlinie sind 

bereits durch deutsche Gesetze abgedeckt oder werden bereits umgesetzt. Die neue Rege-

lung ergänzt diese um einige fehlende Vorschriften, etwa zur verbesserten Zusammenarbeit 

der Behörden der Mitgliedstaaten untereinander und mit der Kommission, für strengere Pflich-

ten zur finanziellen Vorsorge für Schadensfälle und zu detaillierten Berichtspflichten für die 

Offshore-Erdöl- und Erdgasindustrie. 

22. Gesetz zur Anpassung des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes an die Rechtspre-

chung des Bundesverfassungsgerichts. Wir setzen die Vorgaben des Bundesverfassungsge-

richts vom 17. Dezember 2014 mit oben erwähnten Änderungen gegenüber dem Regie-

rungsentwurf um. Die Umsetzungsfrist endet am 30. Juni 2016. Das Gesetz erreicht den Bun-

desrat zum 8. Juli 2016 und soll dann rückwirkend zum 1. Juli 2016 in Kraft treten. 

23. Entwurf eines Gesetzes über die Errichtung einer Bundeskanzler-Helmut-Schmidt-Stiftung. Wir 

beraten in erster Lesung eine Initiative, die die Einrichtung einer Bundeskanzler-Helmut-

Schmidt-Stiftung zum Ziel hat. Diese Stiftung soll, wie ähnliche bestehende Stiftungen auch, 

etwa die Bundeskanzler-Adenauer-Haus-Stiftung oder die Reichspräsident-Friedrich-Ebert-

Gedenkstätte, an einem mit der namensgebenden Person verbundenen Ort an deren Wirken 

erinnern und ihr Vermächtnis pflegen. 

III. Daten und Fakten 

1. Wichtiger Handelspartner Großbritannien. Am 23. Juni stimmen die Briten in einem Referen-

dum über den Verbleib in der Europäischen Union ab. Im Jahr 2015 lag das Vereinigte Kö-

nigreich auf Platz fünf der wichtigsten Handelspartner Deutschlands: Nach vorläufigen Ergeb-

nissen wurden zwischen den beiden Staaten insgesamt Waren im Wert von 127,6 Milliarden 

Euro gehandelt. Von größerer Bedeutung für den deutschen Außenhandel waren nur die Ver-

einigten Staaten, Frankreich, die Niederlande und die Volksrepublik China. Insgesamt expor-

tierte Deutschland 2015 Waren im Wert von 89,3 Milliarden Euro ins Vereinigte Königreich: 

Wichtigste Exportgüter waren Kraftwagen und Kraftwagenteile (29,1 Milliarden Euro) sowie 

Maschinen (8,8 Milliarden Euro). Die Importe aus dem Vereinigten Königreich beliefen sich 

auf rund 38,3 Milliarden Euro: Wichtigste Importgüter waren Kraftwagen und Kraftwagenteile 

(6,0 Milliarden Euro) sowie sonstige Fahrzeuge, wie zum Beispiel Luft- und Raumfahrzeuge 

(4,4 Milliarden Euro). 

(Quelle: Statistisches Bundesamt) 

2. Beschäftigungsrekord erwartet. Die Zahl der Beschäftigten soll nach Prognosen des Deut-

schen Industrie- und Handelskammertages (DIHK) in diesem Jahr zum elften Mal in Folge 

steigen und damit den höchsten Stand seit Bestehen der Bundesrepublik erreichen. Grund 

dafür ist die hohe Binnennachfrage. 130.000 zusätzliche Arbeitsplätze schaffen dabei vor al-

lem unternehmensbezogene Dienstleister wie etwa Forschungseinrichtungen, Architekturbü-

ros o der Rechts- und Steuerberatungen. Unternehmen aus Handel, Verkehr und Gastge-

werbe planen 120.000 neue Stellen, ebenso Gesundheits- und Bildungsdienstleister wie am-

bulante Pflegedienste oder Sprachschulen. Im Baugewerbe rechnet man bei 35.000 neuen 

Arbeitsplätzen mit dem stärksten Zuwachs seit vier Jahren. Auch in der Industrie (25.000), 



bei sonstigen Dienstleister (25.000) sowie Unternehmen der Informations- und Kommunikati-

onsbranche (15.000) rechnet man mit Neueinstellungen. Problematisch für viele Branchen ist 

der Fachkräftemangel, ohne den der Personalaufbau sogar noch stärker ausfallen könnte. 

(Quelle: Deutscher Industrie- und Handelskammertag) 

3. Weniger Streiktage. Nach dem mit rund 2 Millionen Streiktagen ungewöhnlich intensiven Jahr 

2015 zeichnet sich nach den ersten sechs Monaten für 2016 ein deutlich geringeres Streik-

volumen ab. Das gab das Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliche Institut der gewerk-

schaftsnahen Hans-Böckler-Stiftung bekannt. Im ersten Halbjahr waren nach dessen Schät-

zung bisher rund 405.000 streikbedingte Ausfalltage zu verzeichnen. Insgesamt wird für das 

gesamte Jahr 2016 mit höchstens 500.000 Streiktagen gerechnet. Für die hohe Zahl an 

Streiktagen im vergangenen Jahr waren vor allem große, über Wochen andauernde Arbeits-

niederlegungen, die in diesem Jahr bislang ausblieben. Die Beteiligung an Streiks und insbe-

sondere Warnstreiks blieb jedoch unverändert hoch. Im ersten Halbjahr 2016 legten nach 

Gewerkschaftsangaben rund eine Million Beschäftigte zu unterschiedlichen Zeitpunkten die 

Arbeit nieder. Dies sind in etwa so viele wie im gesamten Vorjahr. 

(Quelle: Wirtschaft- und Sozialwissenschaftliches Institut der Hans-Böckler- 

Stiftung) 

IV. Termine: 

 

Einen Überblick der Termine finden Sie auf meiner Internetseite unter: 

www.maria-michalk.de 
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